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„Ich bin immer imDienst; wenn was ist,

bin ich erreichbar.“

Bundeskanzlerin AngelaMerkel (CDU) am Freitag in Berlin auf
eine Frage nach ihren Urlaubsplänen

„Die Bemerkungen, die gemacht wurden, waren

sehr verletzend, falsch und völlig inakzeptabel.“

Der kanadische Premierminister Justin Trudeau kritisiert US-Präsident
Donald Trump, der mehrere US-Demokratinnen aufgefordert hatte,

in ihre Heimatländer zurückzugehen

Mondlandung
inCastel Gandolfo

Heute ist ein großer, ein his-
torischer Tag“, rief Paul VI.

an jenem 20. Juli vor 50 Jahren
aus. In seiner Sommerresidenz
in Castelgandolfo sitzt er vor
dem Fernseher, die Arme erho-
ben, neben sich den Chefastro-
nomen der päpstlichen Stern-
warte, und beobachtet – wie
Millionen anderer Leute zur
gleichen Zeit – die Landung der
Apollo 11 auf dem Mond. Die
ganze Welt sieht zu, als Neil
Armstrong, Edwin Aldrin und
Michael Collins das bis dato ge-
wagteste Unterfangen der Tech-
nik-Geschichte unserer Zeit zu
Ende bringen: Die Landung auf
dem Mond. Auch der Papst ist
hingerissen. Mit sichtlichem In-
teresse vernimmt er im Fernse-
hen die legendären Worte aus
demWeltall: „Ein kleiner Schritt
für einen Menschen, aber ein
großer Sprung für die Mensch-
heit.“ Das waren Armstrongs le-
gendäreWorte, als er die oberste
Sprosse der Leiter bestieg, um
aus dem Landemodul „Eagle“
auf die Mondoberfläche hinab-
zusteigen. Es war ein gewaltiger
Satz von enormer intellektuellen
Tragweite, Die Apollo-Mission
war am Ziel. Er hält sich in der
Sommerresidenz Castelgandol-
fo auf, in der auch die päpstliche
Sternwarte, die „Specola Vatica-
na“ untergebracht ist. Am
Abend des 20. Juli – dem Tag der
Mondlandung - steigt er hinauf
zum Observatorium, betrachtet
den Mond durch das Fernrohr
und lässt sich vom seinemChef-
astronomen, dem Jesuiten P.
Daniele O'Connell, über wissen-
schaftliche Details der Mond-
fahrt ins Bild setzen. Am selben
Tag hatte der Papst bereits beim
Angelusgebet zu Mittag von der

bevorstehenden Mondlandung
gesprochen.

Bei aller Bewunderung des
menschlichen Verstandes und
Wagemutes der Astronauten
brachte der Papst aber auch die
irdischen Probleme der Welt
wieder in den Blick. „Dieser
schicksalsträchtige Tag ist ein
wahrer Triumph der von Men-
schenhand geschaffenen Mittel
zur Beherrschung des Kosmos.
In der Trunkenheit dieses Tages
dürfen wir aber nicht vergessen,
dass der Mensch auch sich
selbst beherrschen soll und
muss. Wir wissen, dass 3 Kriege
auf dem Antlitz der Erde wüten:
Vietnam, Afrika, Naher Osten.
Und der Hunger hält ganze Be-
völkerungen im Griff. Wo sind
wahre Menschlichkeit, Brüder-
lichkeit und Frieden? Möge sich
der Fortschritt, dessen erhabe-
nen Sieg wir heute feiern, auf
das wahre zeitliche und morali-
sche Wohl der Menschheit rich-
ten.“

3 Monate später kamen die
Astronauten, die der Papst im
Fernsehen in ihren dicken wei-
ßen Overalls beim Mondspa-
ziergang beobachtet hatte, nach
Rom. Paul empfing sie in Privat-
audienz in seiner Bibliothek.
Zeitgenössische Bilder zeigen 3
ernste Herren in Anzug und
Krawatte und einen lächelnden
Papst. „Im Namen der ganzen
Kirche gratulieren wir euch von
ganzem Herzen. Wir gratulieren
und danken auch dem Präsi-
denten und dem Volk eurer ge-
liebten Nation, weil sie mit ihrer
typischen Großzügigkeit im
Geist ermöglichte, zum Vorteil
desMenschen und derWelt den
Mond zu erforschen.“ Der
Mensch habe eine natürliche
Neigung, das Unbekannte zu er-
forschen und Geheimnissen auf
den Grund zu gehen, er habe
aber auch Angst vor dem Unbe-
kannten, sagte der Papst den As-
tronauten. © Alle Rechte vorbehalten
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„Dolomiten“: Was bedeutet
Rechtsstaatlichkeit?
Toggenburg: Dass Politik im
Rahmen des Rechts bleibt.
Dass man sich auf den Staat
verlassen kann. Dass Gerichte
unabhängig sind und Gleich-
heit vor dem Recht besteht.
Dass die Macht im Staat nach
berechenbaren Regeln aufge-
teilt wird. Und sich nicht in un-
kontrollierten Ecken des Staa-
tes kumuliert. Dass keine „Erb-
pachtverhältnisse“ entstehen.
Und Wahlen nicht zur Farce
werden.

„D“: Sind das Probleme die
wir in der EU haben?
Toggenburg: Nun, wir haben
gegenwärtig 2 Artikel-7-Ver-
fahren laufen: Gegen Ungarn
und Polen, wo es sichtlich sys-
temische Probleme gibt. Wir
haben Mitgliedstaaten, die ih-
ren Korruptionsproblemen
nicht Herr werden.

„D“: Aber das sind alles Ein-
zelfälle, oder?
Toggenburg: Die neue Kom-
missionsmitteilung möchte
weg von diesemGedanken des
Einzelfalls. Denn damit wird
jedeKritik polarisiert. Es ist tat-
sächlich besser im Rahmen ei-
ner Rechtsstaatskultur einzu-
sehen, dass jeder Staat sich
verbessern kann. Und man
sich deshalb regelmäßig die Si-
tuation in allen Staaten an-
sieht, ohne mit dem Zeigefin-
ger jemanden auszusondern.

„D“: Wie geht es weiter?
Toggenburg: Man muss nun
sehen, wie sich die neue EU-
Kommissionspolitik zu Vor-
schlägen des Parlaments und
des Rates verhält. Und Belgien
wie Deutschland haben ja vor-
geschlagen, einen Peer Review
Mechanismus (freiwilliges Ver-
fahren der gegenseitigen qua-
litativen Beurteilung von Re-
gierungsführung) zu schaffen.
Viele Ideen. Da ist also noch
einiges zu tun, umeinGesamt-
bild zu schaffen. ©
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Eine neue EU-Politik?
BRÜSSEL:Nach langen Jahren der „Rechtsstaatsdebatte“ geht die EU-Kommission neueWege

Mittwoch dieser Woche
nahm die EU eine „Mittei-

lung“ an, die wohl wie selten ei-
ne andere für Diskussionen in
den Korridoren der Macht auf
europäischer wie nationaler
Ebene gesorgt hatte. Dennoch
ist bis zuletzt kaum etwas zum
Inhalt dieses politischen Doku-
ments durchgesickert. 60 Stel-
lungnahmen sind bei der Kom-
mission vorab eingegangen.
Aber erst mit Veröffentlichung
der Mitteilung weiß man nun,
was die Kommission im Schilde
führt, um den Rechtsstaatsdefi-
ziten innerhalb der EU Herr zu
werden. Doch was ist das, ein
Rechtsstaatsdefizit? Es geht hier
nicht um fallbezogene Probleme
in der Gerichtsbarkeit oder
Streitigkeiten zwischen Regie-
rung und Parlamenten, sondern
Situationen in denen die Gefahr
besteht, dass ein EU-Mitglied-
staat gewissermaßen „sein Haus
nicht mehr selbst aufräumt“.
Hierbei kann es sich insbeson-
ders um die schleichende Ab-
schaffung der Unabhängigkeit
der Justiz, aber auch um die Ab-

setzung oder faktische Untermi-
nierung von unabhängigenKon-
trolleinrichtungen wie Volksan-
wälten, grassierende Korruption
oder andere systemimmanente
Probleme handeln. Das klingt
einigermaßen abstrakt, weswe-
gen die Kommission in der Mit-
teilung dieser Woche auch
gleich zu Anfang klarstellt: „Für
eine starke Demokratie sind un-
abhängige Gerichte, die den
Schutz der Grundrechte und
bürgerlichen Freiheiten garan-
tieren, eine aktive Zivilgesell-

schaft und freieMedien, die Plu-
ralismus gewährleisten, unver-
zichtbar.“

Die Bürger scheinen es auch
so zu sehen, wie die ebenfalls
vorgestellte Eurobarometer Um-
frage zu diesem Thema zeigt: 80
Prozent der Befragten räumen
den Rechtsstaatsprinzipien sehr
hohen Stellenwert ein. Aller-
dings liegt die Anzahl jener, die
diese Werte persönlich für sehr
wichtig halten in Italien als auch
in Österreich unter dem allge-
meinen EU-Durchschnitt. Wo-

bei deutlich mehr Menschen in
Italien als in Österreich Verbes-
serungsbedarf im eigenen Land
sehen.

Gemäß der Kommission soll
in Hinkunft eine „Kultur der
Rechtsstaatlichkeit“ aktiv geför-
dert werden, um Rechtsstaat-
sproblemen vorzubeugen. Dazu
gehört auch eine vermehrte Un-
terstützung der Zivilgesellschaft.
Doch auch ein neuer EU-Me-
chanismus wird geschaffen: Im
Rahmen eines „Überprüfungs-
zyklus“ wird die Kommission ei-
nen jährlichen Bericht über die
Rechtsstaatlichkeit in allen EU-
Mitgliedstaaten veröffentlichen.
Das soll die Früherkennung von
Problemen erleichtern. Die Mit-
gliedstaaten sollenmit der Kom-
mission über ein neues Netz na-
tionaler Kontaktpersonen in ei-
nen regelmäßigen Informations-
austausch und Dialog treten.
Das Signal ist klar: Rechtsstaat-
lichkeit ist weder eine rein natio-
nale Domäne, noch allein ab-
hängig von der – europarecht-
lich geschützten – „nationalen
Identität“. © Alle Rechte vorbehalten
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Merkel zeigt keine Schwäche
SOMMERPRESSEKONFERENZ:Kanzlerin bekennt sich zuKoalition und erwartet „arbeitsreichenHerbst“

BERLIN (dpa). Es ist ein Ritu-
al im Berliner Politikbetrieb:
Auf ihrer jährlichen Sommer-
pressekonferenz hat Bundes-
kanzlerin Angela Merkel am
Freitag einen Fragenkatalog
abgearbeitet. Die Diskussion
über das Klima stach in die-
sem Jahr als besonders wich-
tiges Thema heraus. Merkel
bekannte sich zum Fortbe-
stand der großen Koalition
und zeigte klare Kante gegen
Rassismus. Ein Überblick:

Rassismus: Scharf verurteilte
Merkel die als rassistisch kriti-
sierten Attacken von US-Präsi-
dent Donald Trump gegen Poli-
tikerinnenderDemokraten. „Ich
distanziere mich davon ent-
schieden“, sagte Merkel und be-
tonte, sie fühle sich solidarisch
mit den attackierten Frauen.
Menschen ganz unterschiedli-
cherNationalität hätten zur Stär-
ke der USA beigetragen. Trumps
Äußerungen liefen ihrem Ein-
druck zuwider und konterkarier-
ten die Stärke Amerikas. In ei-
nem Tweet hatte der US-Präsi-
dent mehrere Demokratinnen
aufgefordert, in ihre vermeintli-
chen Heimatländer zurückzuge-
hen.Die 4 Politikerinnen sind al-
le US-Bürgerinnen.

Klima: Die Kanzlerin hält ei-
nen CO2-Preis für den effizien-
testen Weg, damit Deutschland
seine Klimaziele für 2030 errei-
chen kann. Im Gegenzug müsse
aber die soziale Ausgewogenheit
beachtet werden. „Wir müssen
die Menschen mitnehmen“, sag-
teMerkel. Es gehe um eine „sehr
umfassende Veränderung“ der
Vorgehensweise Deutschlands
beim Klimaschutz.

Koalition: Die Regierungs-
chefin ist zuversichtlich, dass die
große Koalition hält, auch wenn
es interne Querelen gibt und
sich die SPD im Umbruch befin-

det. Mit den 3 Interims-SPD-
Chefs der SPD und Vizekanzler
Olaf Scholz arbeite die Union
„sehr, sehr verlässlich zusam-
men“.

EU: Aus Sicht von Merkel war
eswichtig, dass vor der Sommer-
pause mit Ursula von der Leyen
eine neue EU-Kommissionsprä-
sidentin gewählt wurde. Die EU
habe keine Zeit zu verlieren und
müsse handlungsfähig bleiben,
sagte die Kanzlerin und verwies
auch auf den Austritt Großbri-
tanniens aus der EU.Die Kanzle-
rin unterstützte zugleich den
Anlauf von der Leyens, die Kon-
struktionsfehler bei den Dublin-
Regeln für Asylverfahren in der
EU zu beheben. Merkel bekräf-
tigte, es könne nicht bei jedem
Schiff mit Flüchtlingen erneut
über eine Einzellösung verhan-
delt werden.

Brexit: Auch mit einem neu-
en britischen Premierminister
sollte das Brexit-Abkommen aus

Sicht vonMerkel gültig bleiben –
aber die umstrittene Backstop-
Regelung zur Grenze zwischen
Irland und Nordirland könne
„überschrieben“ werden. Das
Austrittsabkommen sei „sehr
sorgfältig verhandelt“ worden,
sagte die CDU-Politikerin.

Iran: Besorgt zeigte sich die
Kanzlerin über die wachsenden
Spannungen zwischen dem Iran
und den USA. Sie forderte, nach
diplomatischenLösungen zu su-
chen. Merkel erinnerte daran,
dass zunächst die USA das inter-
nationale Atomabkommen mit
dem Iran aufgekündigt haben,
die EU, China und Russland dies
aber nicht getan hätten.

Kramp-Karrenbauer: Merkel
nahmdie CDU-Chefin und neue
Verteidigungsministerin gegen
Kritik an deren Eignung für das
neue Amt und an der Doppelbe-
lastung in Schutz. Kramp-Kar-
renbauer sei eine erfahrene Poli-
tikerin und bringe als Parteiche-

fin auch politisches Gewicht mit
ein. Zur Doppelbelastung der
CDU-Chefin meinte Merkel:
„Wo immer sie arbeitet, arbeitet
sie gerade mit 100 Prozent.“ Zu-
gleich räumte Merkel der CDU-
Chefin gute Chancen auf die
Kanzlerkandidatur ein.

Merkels Gesundheit: Auch
die Gesundheit Merkels, die in
den vergangenen Wochen meh-
rere Zitteranfälle bei öffentli-
chen Auftritten erlitten hatte,
war ein Thema der Pressekonfe-
renz. Es gehe ihr gut, sagte die
Kanzlerin und betonte: „Als
Mensch habe ich auch persön-
lich ein hohes Interesse an mei-
ner Gesundheit.“ 2021 werde sie
aus der Politik aussteigen. „Aber
dann hoffe ich, dass es noch ein
weiteres Leben gibt. Und das
würde ich dann auch gerne ge-
sund weiterführen.“

© Alle Rechte vorbehalten
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